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Mittelfränkisches 
Amtsblatt

Amtliche Bekanntmachungen der Regierung von Mittelfranken, des Bezirkes Mittelfranken, 
der Regionalen Planungsverbände und der Zweckverbände in Mittelfranken  

60. Jahrgang Ansbach, 15. Dezember 2015 Nr. 12

B 1213 

Weihnachts-und Neujahrsgruß 

Liebe Mitbürgerinnen und Mitbürger, 

das Jahr 2015 geht in wenigen Tagen zu Ende. Als Regierungspräsident habe ich in diesem Jahr 
an vielen Orten in Mittelfranken ein großes Geschenk vorgefunden – die Ehrenamtlichen, inner-
halb und außerhalb von Wohlfahrtsverbänden, in Hilfsorganisationen, Vereinen, Verbänden, Par-
teien, Gewerkschaften und Kirchen! Sie helfen Alten und Behinderten, Kranken und Schwachen, 
lindern Armut und verhindern Ausgrenzung, kümmern sich um den Erhalt unserer Heimat und un-
serer kulturellen Werte, fördern Breiten- und Jugendsport, helfen Menschen besser zu leben oder 
begleitet zu sterben. Die Ehrenamtlichen sind das große Geschenk für Deutschland, sie machen 
unser Land so lebens- und liebenswert. Dies gilt in diesem Jahr in besonderer Weise auch für den 
Umgang mit Asylbewerbern und Flüchtlingen. 

Niemand kann im Moment sicher sagen, wie viele Flüchtlinge in den nächsten Monaten oder auch 
nur Wochen den Freistaat Bayern erreichen werden. In diesem Jahr rechnen wir mit über einer 
Million Flüchtlinge in Deutschland. Wenn aber Menschen in dieser Zahl zu uns kommen, aus ei-
nem fernen Land mit einer fremden Kultur, ihre ganze Habe oft reduziert auf den Inhalt einer Plas-
tiktüte, dann kommen mit den Menschen Herausforderungen und Aufgaben, das ist unvermeidlich. 
Zunächst einmal stehen wir vor enormen Organisationsaufgaben, wie z. B. der Unterbringung. An-
gesichts des steten und schnellen Zustroms muss der Staat aber auch den Bau von Wohnungen 
fördern und Schulen bauen, Lehrer und Kindergärtner einstellen, die Berufsbildung anpassen, 
deutsche Sprache und deutsches Recht lehren. Und das alles möglichst gleichzeitig. Der Staat 
muss, kurz zusammengefasst, eine sehr große Gruppe von Neuankömmlingen mit dem Nötigsten 
versorgen und ihnen, falls sie bleiben, Chancen eröffnen. 

Im Vordergrund der letzten Monate stand für die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der Regierung 
von Mittelfranken die Aufgabe, die zahlreichen Neuankömmlinge angemessen unterzubringen und 
grundlegende Bedürfnisse zu befriedigen: Obdach, Nahrung, Heizung, Kleidung, ärztliche Versor-
gung und ähnlich elementare Dinge. Diese Hilfen sind selbstverständlicher Teil der humanitären 
Verantwortung des Staates, konnten aber nur gemeinsam mit den mittelfränkischen Landratsäm-
tern, Städten und Gemeinden und deren Verwaltungen bewerkstelligt werden. Ihnen bin ich sehr 
dankbar, dass sie uns bei der Unterbringung und Versorgung von Flüchtlingen in so vielfacher 
Weise tatkräftig unterstützen. Mir ist bewusst, dass damit für die Landratsämter und kreisfreien 
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Städte ebenso wie für die betroffenen Kommunen Grenzen erreicht sind. Angesichts der täglichen 
Zugänge werden wir und alle mittelfränkischen Kommunen aber weitere Flüchtlinge in erheblicher 
Zahl unterbringen müssen. Ich vertraue dabei angesichts der bisherigen Unterstützung weiter auf 
die schon gelebte Solidarität im Dienst am Menschen! 

Bei allen staatlichen und kommunalen Anstrengungen haben die letzten Monate eines aber deut-
lich gemacht: Die Unterbringung, Versorgung und Integration von neu ankommenden Asylbewer-
bern ist eine enorme Herausforderung für die gesamte Gesellschaft, die ohne die ehrenamtliche 
Hilfe und tatkräftige Unterstützung nicht möglich ist. Was hier im Regierungsbezirk Mittelfranken 
von Ehrenamtlichen geleistet wird, verdient größte Anerkennung und Respekt. Dafür ein herzliches 
Dankeschön! Ich bin stolz darauf, in einer Region leben und wirken zu dürfen, die sich als so gast-
freundlich und weltoffen erweist. Eine Region, in der ganz überwiegend kein Platz ist für offene 
oder versteckte Rechtsextreme, eine Region, die Flüchtlingen menschenwürdig begegnet. Wer 
glaubte, dass der solidarischen Bürgergesellschaft angesichts der gewaltigen Herausforderungen 
der Elan schnell ausgehen würde, sieht sich in diesen Tagen eines Besseren belehrt. Wo sich Not 
zeigte, waren und sind Helfer zur Stelle, sofort und spontan. Deshalb bin ich den vielen Freiwilligen 
dankbar für jede Hilfe, für jede freundliche Geste. Diese Willkommensinitiativen sind für mich die 
wirksamste politische Demonstration seit Menschengedenken, der „Aufstand der Anständigen“, 
der sich in Zelten, Turnhallen und Möbellagern, in Kleiderkammern, hinter Kuchentischen und an 
Bahnsteigen zeigt.  

Bei allen Herausforderungen durch die Flüchtlingssituation sollten wir nicht verzagt sein. Wer, 
wenn nicht Deutschland sollte die Flüchtlingskrise meistern können? Deutschland ist ein wirt-
schaftlich starkes Land. Die Wirtschaft und der Arbeitsmarkt sind hervorragend aufgestellt. Allein in 
der Europäischen Metropolregion Nürnberg, die heuer ihr 10-Jähriges Jubiläum feierte, erwirt-
schaften 1,8 Millionen Erwerbstätige ein Bruttoinlandsprodukt von 115 Milliarden Euro – das ist die 
Größenordnung von Ungarn! 20 Universitäten und Hochschulen sowie 35 Forschungs- und An-
wenderzentren versorgen die Region mit innovativer Schubkraft. Etliche Betriebe sind in ihrem Be-
reich Weltmarktführer – Global Players wie Siemens oder Adidas, aber auch Mittelständler und 
über 130 sogenannte „Hidden Champions“. Diese „stillen Meister auf ihrem Gebiet“ werden öffent-
lich wenig wahrgenommen, gehören aber oft weltweit zu den Marktführern in ihrem Bereich. Auf 
dem Arbeitsmarkt im Freistaat Bayern haben wir ein Allzeit-Hoch bei der sozialversicherungspflich-
tigen Beschäftigung und den höchsten Stellenbestand seit 15 Jahren. Die Arbeitslosenquote redu-
zierte sich in Mittelfranken im November 2015 von 4,4 % im Vorjahr auf 4,1 %. Die gute wirtschaft-
liche Lage und die Aufnahmefähigkeit des Arbeitsmarktes bieten daher gute Chancen für eine er-
folgreiche Integration der Flüchtlinge, die bleiben können. Diese vielen günstigen Faktoren geben 
allen Anlass zu beträchtlichem Optimismus auch für 2016. 

Im Namen aller Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der Regierung von Mittelfranken wünsche ich 
Ihnen ein erholsames und frohes Weihnachtsfest sowie ein glückliches, erfolgreiches und gesun-
des Jahr 2016! 

Ansbach, im Dezember 2015 

Dr. Thomas Bauer 
Regierungspräsident 
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Schornsteinfegerrecht; 
Bestellung zur bevollmächtigten Bezirksschorn-
steinfegerin/zum bevollmächtigten Bezirks-
schornsteinfeger  

Bekanntmachung der Regierung von Mittelfranken 
vom 21. Oktober 2015 Gz. 21-2206.5-j-20/2015 

Zum bevollmächtigten Bezirksschornsteinfeger auf 
dem Kehrbezirk Nürnberger Land 20 wurde mit Wir-
kung vom 10.10.2015 Herr Frank Dobmeier, Ecken-
str. 37, 90480 Nürnberg bestellt. 

Dr.   B a u e r 
Regierungspräsident 

MFrABl S. 120 

Bekanntmachung der Regierung von Mittelfranken 

Regierung von Mittelfranken  

Mit großer Trauer und Betroffenheit nehmen wir Abschied 
von unserem geschätzten Kollegen 

Herrn Reinhold Heckel 
der am 14.11.2015 im Alter von 62 Jahren verstarb. 

Mit ihm verlieren wir einen ehemaligen Mitarbeiter, der bis 
zu seinem Ruhestandseintritt mehr als 19 Jahre bei der 
Regierung von Mittelfranken beschäftigt war. 

Wir gedenken seiner in tiefer Trauer. 

Ansbach, 18. November 2015 

Dr. Ehmann Laubscher 
Regierungsvizepräsident Personalratsvorsitzender 
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Haushaltssatzung 
des Schulverbandes Burgoberbach 

Landkreis Ansbach 
für das Haushaltsjahr 2015 

Aufgrund des Art. 9 des Bayerischen Schulfinanzie-
rungsgesetzes (BaySchFG) i. V. m. Art. 40 des Ge-
setzes über die kommunale Zusammenarbeit 
(KommZG) und Art. 63 ff. der Gemeindeordnung für 
den Freistaat Bayern (GO) erlässt der Schulverband 
Burgoberbach folgende Haushaltssatzung: 

§ 1

Der als Anlage beigefügte Haushaltsplan für das 
Haushaltsjahr 2015 wird hiermit festgesetzt; er 
schließt 

im Verwaltungshaushalt 

in den Einnahmen 
und Ausgaben mit 310.800,-- € 

und im Vermögenshaushalt 

in den Einnahmen 
und Ausgaben mit 62.200,-- € 

ab. 

§ 2

Kredite für Investitionen und Investitionsförderungs-
maßnahmen sind nicht vorgesehen. 

§ 3

Verpflichtungsermächtigungen im Vermögenshaus-
halt werden nicht festgesetzt. 

§ 4

1. Der durch sonstige Einnahmen nicht gedeckte
Bedarf (Umlagesoll) zur Finanzierung von Ausga-
ben im Verwaltungshaushalt wird für das Haus-
haltsjahr 2015 auf 251.900,-- Euro festgesetzt
(Verwaltungsumlage).

2. Der durch sonstige Einnahmen nicht gedeckte
Bedarf (Umlagesoll) zur Finanzierung von Ausga-
ben im Vermögenshaushalt wird für das Haus-
haltsjahr 2015 auf 11.000,-- Euro festgesetzt
(Investitionsumlage).

3. Für die Bemessung der Schulverbandsumlage
wird die maßgebliche Schülerzahl nach dem
Stand vom 1. Oktober 2014 auf 133 Verbands-
schüler ohne Gastschüler festgesetzt.

4. Die Verwaltungsumlage wird auf 1.893,98 Euro
und die Investitionsumlage wird auf 82,71 Euro je
Verbandsschüler festgesetzt.

§ 5

Der Höchstbetrag der Kassenkredite zur rechtzeitigen 
Leistung von Ausgaben nach dem Haushaltsplan wird 
auf 45.000,-- Euro festgesetzt. 

§ 6

Diese Haushaltssatzung tritt mit Wirkung vom 1. Ja-
nuar 2015 in Kraft. 

Burgoberbach, 4. November 2015 

Schulverband Burgoberbach 
Gerhard Rammler 

Schulverbandsvorsitzender 

Der Schulverband Burgoberbach hat die Haushalts-
satzung für das Haushaltsjahr 2015 der Regierung 
von Mittelfranken als Rechtsaufsichtsbehörde vorge-
legt. 

Die Haushaltssatzung enthält keine genehmigungs-
pflichtigen Bestandteile. 

Gem. Art. 9 Abs. 9 BaySchFG i. V. m. Art. 40 Abs. 1 
Satz 1 KommZG, Art. 65 Abs. 3 GO i. V. m. Art. 24 
Abs. 1 KommZG wird die Haushaltssatzung für das 
Haushaltsjahr 2015 hiermit amtlich bekanntgemacht. 

Der Haushaltsplan 2015 liegt in der Zeit vom 
16.12.2015 bis einschließlich 23.12.2015 in der Ge-
schäftsstelle des Schulverbandes, Ansbacher Straße 
24, 91595 Burgoberbach, während der allgemeinen 
Geschäftsstunden öffentlich zur Einsicht auf. 

Burgoberbach, 24. November 2015 

Schulverband Burgoberbach 
gez. 

Gerhard Rammler 
Schulverbandsvorsitzender 

MFrABl S. 121 

Haushaltssatzung 
des Zweckverbandes Verkehrsverbund 

Großraum Nürnberg 
für das Haushaltsjahr 2016 

Der Zweckverband Verkehrsverbund Großraum 
Nürnberg erlässt aufgrund der §§ 13 und 14 der Ver-
bandssatzung i. V. m. Art. 40 ff. des Gesetzes über 
die kommunale Zusammenarbeit und Art. 61 ff. der 
Gemeindeordnung für den Freistaat Bayern folgende 

Bekanntmachungen der Zweckverbände 
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Haushaltssatzung: 
 

§ 1 
 

Der als Anlage beigefügte Haushaltsplan für das 
Haushaltsjahr 2016 wird hiermit festgesetzt; er 
schließt ab 
 
im Verwaltungshaushalt 
 

 in den Einnahmen und 
 in den Ausgaben mit 3.190.220 € 
 
im Vermögenshaushalt 
 
 in den Einnahmen und 
 in den Ausgaben mit 313.065 €. 
 

§ 2 
 
Kredite für Investitionen und Investitionsförderungs-
maßnahmen sind nicht vorgesehen. 
 

§ 3 
 
Verpflichtungsermächtigungen im Vermögenshaus-
halt werden nicht festgesetzt. 
 

§ 4 
 
(1) Das Umlagesoll (nach Anlage 1a der Haushalts-

satzung) wird festgesetzt 
 

1. nach § 14 Abs. 2 Satz 1 
 2. Alternative 
 der Verbandssatzung auf 53.950,00 €; 
 
2. nach § 14 Abs. 2 Satz 1 
 1. Alternative 
 der Verbandssatzung auf 1.657.240,00 €; 
 
3. nach § 14 Abs. 3 
 der Verbandssatzung auf 383.600,00 €; 
 
4. nach § 14 Abs. 3 der 
 Verbandssatzung und § 2 
 Abs. 3 der Beteiligungsverträge 
 des Verbandes mit der 
 Verkehrsverbund Großraum 
 Nürnberg GmbH und den  
 Verbandsmitgliedern auf 12.935,00 €; 
 
5. nach § 14 Abs. 3 der 
 Verbandssatzung und § 2 
 Abs. 2 der Verbundtarifer- 
 weiterungsverträge des Ver- 
 bandes mit der Verkehrsver- 
 bund Großraum Nürnberg GmbH 
 und den Verbandsmitgliedern 
 auf 1.051.655,00 €. 

 
(2) Die Abrechnung mit Nachweis der Zuschusszah-

lungen 2014 des ZVGN durch die VGN GmbH in 
Höhe des Gesamterstattungsbetrages von (ge-
rundet) 273.000,00 € wird nach Anlage 1b zur 
Haushaltssatzung wie folgt in Anrechnung ge-
bracht: 

 

 zu Abs. 1 Nr. 2 (Umlage 2) 
 abzüglich (gerundet) 265.000,00 €. 
 
 Sie wird als Rücklagenentnahme in den Haushalt 

eingebracht. 
 
(3) Die Umlage wird gemäß den Anlagen 1a, 1b und 

2 zur Haushaltssatzung, die Bestandteil dieser 
Haushaltssatzung sind, in drei Raten erhoben: 

 
 1. Rate am 10.03.2016 
 in Höhe von 1.447.190,00 €, 
 2. Rate am 10.09.2016 
 in Höhe von 723.595,00 €, 
 3. Rate am 10.12.2016 
 in Höhe von 723.595,00 €. 
 

§ 5 
 
Der Höchstbetrag der Kassenkredite zur rechtzeitigen 
Leistung von Ausgaben nach dem Haushaltsplan wird 
auf 500.000,00 € festgesetzt. 
 

§ 6 
 
Die Haushaltssatzung tritt am 1. Januar 2016 in Kraft. 
 
Lauf a. d. Pegnitz, 17. November 2015 
 

Zweckverband Verkehrsverbund 
Großraum Nürnberg 

Armin Kroder 
Landrat 

Verbandsvorsitzender 
 

Der Zweckverband Verkehrsverbund Großraum 
Nürnberg (ZVGN) hat die Haushaltssatzung für das 
Haushaltsjahr 2016 der Regierung von Mittelfranken 
als Rechtsaufsichtsbehörde vorgelegt. 
 
Die Haushaltssatzung enthält keine genehmigungs-
pflichtigen Bestandteile. 
 
Gem. Art. 40 Abs. 1 Satz 1 KommZG und Art. 65 
Abs. 3 GO i. V. m. Art. 24 Abs. 1 KommZG und § 18 
der Verbandssatzung wird die Haushaltssatzung für 
das Haushaltsjahr 2016 hiermit amtlich bekanntge-
macht. 
 
Der Haushaltsplan 2016 liegt in der Zeit vom 
16.12.2015 bis einschließlich 23.12.2015 in der Ge-
schäftsstelle des Zweckverbandes beim Landratsamt 
Nürnberger-Land, Waldluststraße 1, 91207 Lauf an 
der Pegnitz, während der allgemeinen Geschäftsstun-
den öffentlich zur Einsicht auf. 
 
Lauf a. d. Pegnitz, 25. November 2015 
 

Zweckverband Verkehrsverbund 
Großraum Nürnberg (ZVGN) 

gez. 
Armin Kroder 

Landrat 
Verbandsvorsitzender 
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Haushaltssatzung 
des Zweckverbandes 

Sondermüll-Entsorgung Mittelfranken, 
Sitz Schwabach, Geschäftsstelle in 

91074 Herzogenaurach, Marktplatz 11, 
für die Haushaltsjahre 2015 und 2016 

 
Aufgrund Art. 26 Abs. 1, 34 Abs. 2 Nr. 3, 40, 41 
KommZG in Verbindung mit Art. 63 ff. der Gemeinde-
ordnung und § 14 der Satzung des Zweckverbandes 
Sondermüll-Entsorgung Mittelfranken erlässt der 
Zweckverband folgende Haushaltssatzung: 
 

§ 1 
 
Der als Anlage beigefügte Haushaltsplan 
für das Jahr  2015 2016 
 
wird im Verwaltungshaushalt 
 
 in den Einnahmen mit 132.400 € 134.400 € 
 in den Ausgaben mit 132.400 € 134.400 € 
 
und im Vermögenshaushalt 
 
 in den Einnahmen mit 200 € 200 € 
 in den Ausgaben mit 200 € 200 €  
 
festgesetzt. 
 

§ 2 
 
Kreditaufnahmen für Investitionen werden nicht fest-
gesetzt. 
 

§ 3 
 
Verpflichtungsermächtigungen im Vermögenshaus-
halt werden nicht festgesetzt. 
 

§ 4 
 
Umlagen gemäß § 15 der Verbandssatzung werden 
nicht erhoben. 
 

§ 5 
 
Kassenkredite zur rechtzeitigen Leistung von Ausga-
ben nach dem Haushaltsplan werden nicht festge-
setzt. 
 

§ 6 
 
Diese Haushaltssatzung tritt jeweils mit dem 1. Janu-
ar eines Haushaltsjahres in Kraft. 
 
Nürnberg, 24. November 2015 
 

Zweckverband Sondermüll-Entsorgung 
Mittelfranken 

Dr. Klemens Gsell 
Bürgermeister der Stadt Nürnberg 

und Verbandsvorsitzender 
 
 

Der Zweckverband Sondermüll-Entsorgung Mittel-
franken (ZVSMM) hat die Haushaltssatzung für die 
Haushaltsjahre 2015 und 2016 der Regierung von 
Mittelfranken als Rechtsaufsichtsbehörde vorgelegt. 
 
Die Haushaltssatzung enthält keine genehmigungs-
pflichtigen Bestandteile. 
 
Gem. Art. 40 Abs. 1 Satz 1 KommZG und Art. 65 
Abs. 3 GO i. V. m. Art. 24 Abs. 1 KommZG und § 20 
der Verbandssatzung wird die Haushaltssatzung für 
die Haushaltsjahre 2015 und 2016 hiermit amtlich 
bekanntgemacht. 
 
Der Haushaltsplan 2015 und 2016 liegt in der Zeit 
vom 16.12.2015 bis einschließlich 23.12.2015 in der 
Geschäftsstelle des Zweckverbandes Sondermüll-
Entsorgung - ZVSMM, Marktplatz 11, 91074 Herzo-
genaurach, während der allgemeinen Geschäftsstun-
den öffentlich zur Einsicht auf. 
 
Nürnberg, 26. November 2015 
 

Zweckverband Sondermüll-Entsorgung 
Mittelfranken (ZVSMM) 

gez. 
Dr. Klemens Gsell 

Bürgermeister der Stadt Nürnberg 
und Verbandsvorsitzender 

 
MFrABl S. 123 

 
 
 
 
 

Bekanntmachung 
des Zweckverbandes Brombachsee 

 
Vollzug des Baugesetzbuches (BauGB); 
Änderung des Flächennutzungsplanes Brom-
bachsee, Teilplan Gemeinde Pfofeld  
Erweiterung des SeeCamping Langlau im Bereich 
des Fremdenverkehrszentrums Langlau auf den 
Grundstücken Flur-Nr. 1043, 1044 und 1045 in 
Langlau  
 
Bekanntgabe des Aufstellungsbeschlusses mit 
gleichzeitiger frühzeitiger Öffentlichkeitsbeteili-
gung gem. § 2 Abs. 1, § 3 Abs.1 BauGB 
 
Die Verbandsversammlung des Zweckverbandes 
Brombachsee hat in ihrer Sitzung am 19.05.2015 die 
Änderung des Flächennutzungsplanes Brombachsee, 
„Teilplan Gemeinde Pfofeld“ für die geplante Erweite-
rung des SeeCamping Langlau auf den Grundstü-
cken Flur-Nr. 1043,1044 und 1045, Gemarkung Lang-
lau, beschlossen. 
 
Der Planentwurf wurde von der Verbandsversamm-
lung am 02.09.2015 gebilligt. 
 
Die Fläche zur Erweiterung des Platzes beträgt 
41.388 m². 
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Die Öffentlichkeit kann sich in der Geschäftsstelle des 
Zweckverbandes Brombachsee in Ramsberg, Obere 
Dorfstr. 3, 91785 Pleinfeld, und in der Geschäftsstelle 
der VG Gunzenhausen, Reutbergstraße 34, 91710 
Gunzenhausen, während der allgemeinen Dienst-
stunden von  
 

Dienstag, 15.12.2015 bis Mittwoch, 20.01.2016 
 
zu den allgemeinen Zielen und Zwecken, sowie den 
wesentlichen Auswirkungen der Planung unterrichten 
und während dieser Frist äußern.  
 
Ramsberg, 3. Dezember 2015 
 

Zweckverband Brombachsee 
Gerhard Wägemann 

Landrat und 
Zweckverbandsvorsitzender 
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Satzung 

für die öffentliche Wasserversorgungseinrichtung 
(Wasserabgabesatzung - WAS -) 

des Zweckverbandes zur Wasserversorgung 
der Schwarzachgruppe 

 
Vom 22. Juli 2015 

 
Aufgrund von Art. 23 und Art. 24 Abs. 1 Nr. 1 und 2, 
Abs. 2 und Abs. 3 der Gemeindeordnung erlässt der 
Zweckverband folgende Satzung: 

 
§ 1 

Öffentliche Einrichtung 
 
(1) Der Zweckverband betreibt eine öffentliche Ein-

richtung zur Wasserversorgung für das Gebiet 
 

der Stadtteile Greuth und Kornburg der 
Stadt Nürnberg sowie für 
das Gebiet Schwarzacher 
Höhe des Stadtteiles Kat-
zwang der Stadt Nürnberg 

 
der Stadtteile Penzendorf, Schaftnach und 

Schwarzach der Stadt 
Schwabach 

 
der Gemeindeteile Harm, Furth, Leerstetten, 

Eichenbühl, Schwand und 
Mittelhembach des Marktes 
Schwanstetten mit Ausnah-
me der Ortsteile Hagershof 
und Holzgut 

 
der Gemeindeteile Erichmühle, Großschwar-

zenlohe, Kleinschwarzenlo-
he, Königshammer, Neuses 
und Sorg des Marktes Wen-
delstein. 

 

(2) Art und Umfang dieser Wasserversorgungsein-
richtung bestimmt der Zweckverband. 

 
(3) Zur Wasserversorgungseinrichtung gehören auch 

die im öffentlichen Straßengrund liegenden Teile 
der Grundstücksanschlüsse. 

 
§ 2 

Grundstücksbegriff - Grundstückseigentümer 
 
(1) Grundstück im Sinne dieser Satzung ist jedes 

räumliche zusammenhängende und einem ge-
meinsamen Zweck dienende Grundeigentum 
desselben Eigentümers, das eine selbstständige 
wirtschaftliche Einheit bildet, auch wenn es sich 
um mehrere Grundstücke oder Teile von Grund-
stücken im Sinne des Grundbuchrechtes handelt. 

 
 Rechtlich verbindliche planerische Festlegungen 

sind zu berücksichtigen. 
 
(2) Die Vorschriften dieser Satzung für die Grund-

stückseigentümer gelten auch für Erbbauberech-
tigte oder ähnlich zur Nutzung eines Grundstücks 
dinglich Berechtigte. Von mehreren dinglich Be-
rechtigten ist jeder berechtigt und verpflichtet; sie 
haften als Gesamtschuldner. 

 
§ 3 

Begriffsbestimmungen 
 
Im Sinne dieser Satzung haben die nachstehenden 
Begriffe folgende Bedeutung: 
 
Versorgungsleitungen 
sind Wasserleitungen im Wasserversorgungsgebiet, 
von denen die Grundstücksanschlüsse abzweigen. 
 
Grundstücksanschlüsse (= Hausanschlüsse) 
sind die Wasserleitungen von der Abzweigstelle der 
Versorgungsleitung bis zur Übergabestelle; sie begin-
nen mit der Anschlussvorrichtung und enden mit der 
Hauptabsperrvorrichtung. 
 
Anschlussvorrichtung 
ist die Vorrichtung zur Wasserentnahme aus der Ver-
sorgungsleitung, umfassend Anbohrschelle mit inte-
grierter oder zusätzlicher Absperrarmatur oder Ab-
zweig mit Absperrarmatur samt den dazugehörigen 
technischen Einrichtungen. 
 
Hauptabsperrvorrichtung 
ist die erste Armatur auf dem Grundstück, mit der die 
gesamte nachfolgende Wasserverbrauchsanlage ein-
schließlich Wasserzähler abgesperrt werden kann. 
 
Übergabestelle 
ist das Ende des Grundstücksanschlusses hinter der 
Hauptabsperrvorrichtung im Grundstück/Gebäude. 
 
Wasserzähler 
sind Messgeräte zur Erfassung des durchgeflossenen 
Wasservolumens. Absperrventile und etwa vorhande-
ne Wasserzählerbügel sind nicht Bestandteil der 
Wasserzähler. 
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Anlagen des Grundstückseigentümers 
(= Verbrauchsleitungen) 
sind die Gesamtheit der Anlagenteile in Grundstü-
cken oder in Gebäuden hinter der Übergabestelle; als 
solche gelten auch Eigengewinnungsanlagen, wenn 
sie sich ganz oder teilweise im gleichen Gebäude 
befinden (z. B. Regenwassernutzung). 

 
§ 4 

Anschluss- und Benutzungsrecht 
 
(1) Jeder Grundstückseigentümer kann verlangen, 

dass sein bebautes, bebaubares, gewerblich ge-
nutztes oder gewerblich nutzbares Grundstück 
nach Maßgabe dieser Satzung an die Wasserver-
sorgung angeschlossen und mit Wasser beliefert 
wird. 

 
(2) Das Anschluss- und Benutzungsrecht erstreckt 

sich nur auf solche Grundstücke, die durch eine 
Versorgungsleitung erschlossen werden. Der 
Grundstückseigentümer kann unbeschadet wei-
tergehender bundes- oder landesgesetzlicher 
Vorschriften nicht verlangen, dass eine neue Ver-
sorgungsleitung hergestellt oder eine bestehende 
Versorgungsleitung geändert wird. Welche 
Grundstücke durch die Versorgungsleitung er-
schlossen werden, bestimmt der Zweckverband. 

 
(3) Der Zweckverband kann den Anschluss eines 

Grundstücks an eine bestehende Versorgungslei-
tung versagen, wenn die Wasserversorgung we-
gen der Lage des Grundstücks oder aus sonsti-
gen technischen oder betrieblichen Gründen dem 
Zweckverband erhebliche Schwierigkeiten berei-
tet oder besondere Maßnahmen erfordert, es sei 
denn, der Grundstückseigentümer übernimmt die 
Mehrkosten, die mit dem Bau und Betrieb zusam-
menhängen, und leistet auf Verlangen Sicherheit. 

 
(4) Das Benutzungsrecht besteht nicht für Kühlwas-

serzwecke und den Betrieb von Wärmepumpen. 
Der Zweckverband kann ferner das Anschluss- 
und Benutzungsrecht in begründeten Einzelfällen 
ausschließen oder einschränken, soweit nicht die 
Bereitstellung von Wasser in Trinkwasserqualität 
erforderlich ist. Das gilt auch für die Vorhaltung 
von Löschwasser. 

 
§ 5 

Anschluss- und Benutzungszwang 
 
(1) Die zum Anschluss Berechtigten (§ 4) sind ver-

pflichtet, die Grundstücke, auf denen Wasser 
verbraucht wird, an die öffentliche Wasserversor-
gungseinrichtung anzuschließen (Anschluss-
zwang). Ein Anschlusszwang besteht nicht, wenn 
der Anschlusszwang rechtlich oder tatsächlich 
unmöglich ist. 

 
(2) Auf Grundstücken, die an die öffentliche Wasser-

versorgungseinrichtung angeschlossen sind, ist 
der gesamte Bedarf an Wasser im Rahmen des 
Benutzungsrechts (§ 4) ausschließlich aus dieser 
Einrichtung zu decken (Benutzungszwang). Ge-
sammeltes Niederschlagswasser darf ordnungs-
gemäß für Zwecke der Gartenbewässerung und 

zur Toilettenspülung verwendet werden, soweit 
ausgeschlossen ist, dass eine Verbindung mit 
dem öffentlichen Netz besteht oder geschaffen 
werden könnte. Zur sonstigen Nutzung im Haus-
bereich (Waschmaschine, Spülmaschine, Körper-
pflege) darf Dachablaufwasser nicht verwendet 
werden. Verpflichtet sind die Grundstückseigentü-
mer und alle Benutzer der Grundstücke. Sie ha-
ben auf Verlangen des Zweckverbandes die dafür 
erforderliche Überwachung zu dulden. 

 
§ 6 

Befreiung vom Anschluss- 
oder Benutzungszwang 

 
(1) Von der Verpflichtung zum Anschluss oder zur 

Benutzung wird auf Antrag ganz oder zum Teil 
befreit, wenn der Anschluss oder die Benutzung 
aus besonderen Gründen auch unter Berücksich-
tigung der Erfordernisse des Gemeinwohls nicht 
zumutbar ist. Der Antrag auf Befreiung ist unter 
Angabe der Gründe schriftlich beim Zweckver-
band einzureichen. 

 
(2) Die Befreiung kann befristet, unter Bedingungen, 

Auflagen und Widerrufsvorbehalt erteilt werden. 
 

§ 7 
Beschränkung der Benutzungspflicht 

 
(1) Auf Antrag wird die Verpflichtung zur Benutzung 

auf einen bestimmten Verbrauchszweck oder 
Teilbedarf beschränkt, soweit das für die öffentli-
che Wasserversorgung wirtschaftlich zumutbar ist 
und nicht andere Rechtsvorschriften oder Gründe 
der Volksgesundheit entgegenstehen. 

 
 Gründe der Volksgesundheit stehen einer Be-

schränkung der Benutzungspflicht insbesondere 
entgegen, wenn für den jeweiligen Verbrauchs-
zweck oder Teilbedarf i. S. v. Satz 1 Trinkwasser 
oder Wasser mit der Beschaffenheit von Trink-
wasser erforderlich ist und die Versorgung mit 
solchem Wasser nur durch die Benutzung der 
öffentlichen Wasserversorgung gewährleistet 
wird. 

 
(2) § 6 Abs. 1 Satz 2 und Abs. 2 finden entsprechend 

Anwendung. 
 
(3) Absatz 1 gilt nicht für Versorgung von Industrie-

unternehmen und Weiterverteilern sowie für die 
Vorhaltung von Löschwasser. 

 
(4) Vor der Errichtung oder Inbetriebnahme einer 

Eigengewinnungsanlage hat der Grundstücksei-
gentümer dem Zweckverband Mitteilung zu ma-
chen; dasselbe gilt, wenn eine solche Anlage 
nach dem Anschluss an die öffentliche Wasser-
versorgung weiterbetrieben werden soll. Er hat 
auch durch geeignete Maßnahmen sicherzustel-
len, dass von seiner Eigengewinnungsanlage 
keine Rückwirkungen in das öffentliche Wasser-
versorgungsnetz möglich sind. Bei einer Nach-
speisung von Trinkwasser aus der öffentlichen 
Wasserversorgungseinrichtung in eine Eigenge-
winnungsanlage ist ein freier Auslauf zu verwen-
den (Ausführung nach DIN 1988 Teil 4 Nr. 4.2.1). 
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§ 8 
Sondervereinbarung 

 
(1) Ist der Grundstückseigentümer nicht zum An-

schluss berechtigt oder verpflichtet, so kann der 
Zweckverband durch Vereinbarung ein besonde-
res Benutzungsverhältnis begründen. 

 
(2) Für dieses Benutzungsverhältnis gelten die Be-

stimmungen dieser Satzung und der Beitrags- 
und Gebührensatzung entsprechend. Ausnahms-
weise kann in der Sondervereinbarung Abwei-
chendes bestimmt werden, soweit dies sachge-
recht ist. 

 
§ 9 

Grundstücksanschluss 
 
(1) Die Grundstücksanschlüsse stehen vorbehaltlich 

abweichender Vereinbarung im Eigentum des 
Zweckverbandes. 

 
(2) Der Zweckverband bestimmt Zahl, Art, Nennweite 

und Führung der Grundstücksanschlüsse sowie 
deren Änderung. Er bestimmt auch, wo und an 
welche Versorgungsleitung anzuschließen ist. 
Der Grundstückseigentümer ist vorher zu hören; 
seine berechtigten Interessen sind nach Möglich-
keit zu wahren. Soll der Grundstücksanschluss 
auf Wunsch des Grundstückseigentümers nach-
träglich geändert werden, so kann der Zweckver-
band verlangen, dass die näheren Einzelheiten 
einschließlich der Kostentragung vorher in einer 
gesonderten Vereinbarung geregelt werden. 

 
(3) der Grundstücksanschluss wird vom Zweckver-

band hergestellt, angeschafft, verbessert, unter-
halten, erneuert, geändert, abgetrennt und besei-
tigt. Er muss zugänglich und vor Beschädigungen 
geschützt sein. 

 
(4) Der Grundstückseigentümer hat die baulichen 

Voraussetzungen für die sichere Errichtung des 
Grundstücksanschlusses zu schaffen. Der 
Zweckverband kann hierzu schriftlich eine ange-
messene Frist setzen. Der Grundstückseigentü-
mer darf keine Einwirkungen auf den Grund-
stücksanschluss vornehmen oder vornehmen 
lassen. 

 
(5) Der Grundstückseigentümer und die Benutzer 

haben jede Beschädigung des Grundstückan-
schlusses, insbesondere das Undichtwerden von 
Leitungen sowie sonstige Störungen unverzüglich 
dem Zweckverband mitzuteilen. 

 
§ 10 

Anlage des Grundstückseigentümers 
 
(1) Der Grundstückseigentümer ist verpflichtet, für 

die ordnungsgemäße Errichtung, Erweiterung, 
Änderung und Unterhaltung der Anlage von der 
Übergabestelle ab, mit Ausnahme des Wasser-
zählers, zu sorgen. Hat er die Anlage oder Teile 
davon einem anderen vermietet oder sonst zur 
Benutzung überlassen, so ist er neben dem an-
dern verpflichtet. 

 

(2) Die Anlage darf nur unter Beachtung der Vor-
schriften dieser Satzung und anderer gesetzlicher 
oder behördlicher Bestimmungen sowie nach den 
anerkannten Regeln der Technik errichtet, erwei-
tert, geändert und unterhalten werden. Anlage 
und Verbrauchseinrichtungen müssen so be-
schaffen sein, dass Störungen anderer Abnehmer 
oder der öffentlichen Versorgungseinrichtungen 
sowie Rückwirkungen auf die Güte des Trinkwas-
sers ausgeschlossen sind. Der Anschluss was-
serverbrauchender Einrichtungen jeglicher Art 
geschieht auf Gefahr des Grundstückseigentü-
mers. 

 
(3) Es dürfen nur Produkte und Geräte verwendet 

werden, die den allgemein anerkannten Regeln 
der Technik entsprechen. Die Einhaltung der Vo-
raussetzungen des Satzes 1 wird vermutet, wenn 
eine CE-Kennzeichnung für den ausdrücklichen 
Einsatz im Trinkwasserbereich vorhanden ist. 
Sofern diese CE-Kennzeichnung nicht vorge-
schrieben ist, wird dies auch vermutet, wenn das 
Produkt oder Gerät ein Zeichen eines akkreditier-
ten Branchenzertifizierers trägt, insbesondere das 
DIN-DVGW-Zeichen oder DVGW-Zeichen. Pro-
dukte und Geräte, die  

 
1. in einem anderen Vertragsstaat des Abkom-

mens über den Europäischen Wirtschaftsraum 
rechtmäßig hergestellt worden sind oder 

 
2. in einem anderen Mitgliedsstaat der Europäi-

schen Union oder in der Türkei rechtmäßig 
hergestellt oder in den Verkehr gebracht wor-
den sind 

 
 und die nicht den technischen Spezifikationen der 

Zeichen nach Satz 3 entsprechen, werden ein-
schließlich der in den vorgenannten Staaten 
durchgeführten Prüfungen und Überwachungen 
als gleichwertig behandelt, wenn mit ihnen das in 
Deutschland geforderte Schutzniveau gleicher-
maßen dauerhaft erreicht wird. 

 
(4) Anlageteile, die sich vor dem Wasserzähler befin-

den, können plombiert werden. Ebenso können 
Anlageteile, die zur Anlage des Grundstücksei-
gentümers gehören, unter Plombenverschluss 
genommen werden, um eine einwandfreie Mes-
sung zu gewährleisten. Die dafür erforderliche 
Ausstattung der Anlage ist nach Angaben des 
Zweckverbandes zu veranlassen. 

 
§ 11 

Zulassung und Inbetriebsetzung 
der Anlage des Grundstückseigentümers 

 
(1) Bevor die Anlage des Grundstückseigentümers 

hergestellt oder wesentlich geändert wird, sind 
dem Zweckverband folgende Unterlagen in dop-
pelter Fertigung einzureichen: 

 
a) Eine Beschreibung der geplanten Anlage des 

Grundstückseigentümers und ein Lageplan, 
 
b) der Name des Unternehmers, der die Anlage 

einrichten soll, 
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c) Angaben über eine etwaige Eigenversorgung, 
 
d) im Fall des § 4 Abs. 3 die Verpflichtung zur 

Übernahme der Mehrkosten. 
 
 Die einzureichenden Unterlagen haben den beim 

Zweckverband aufliegenden Mustern zu entspre-
chen. Alle Unterlagen sind von den Bauherren 
und den Planfertigern zu unterschreiben. 

 
(2) Der Zweckverband prüft, ob die beabsichtigten 

Anlagen den Bestimmungen dieser Satzung ent-
sprechen. Ist das der Fall, so erteilt der Zweck-
verband schriftlich seine Zustimmung und gibt 
eine Fertigung der eingereichten Unterlagen mit 
Zustimmungsvermerk zurück. Stimmt der Zweck-
verband nicht zu, setzt sie dem Bauherrn unter 
Angabe der Mängel eine angemessene Frist zur 
Berichtigung. Die geänderten Unterlagen sind 
sodann erneut einzureichen. Die Zustimmung 
und die Überprüfung befreien den Grundstücksei-
gentümer, den Bauherrn, den ausführenden Un-
ternehmer und den Planfertiger nicht von der 
Verantwortung für die vorschriftsmäßige und feh-
lerfreie Planung und Ausführung der Anlage. 

 
(3) Mit den Installationsarbeiten darf erst nach 

schriftlicher Zustimmung des Zweckverbandes 
begonnen werden. Eine Genehmigungspflicht 
nach sonstigen, insbesondere nach Straßen-, 
bau- und wasserrechtlichen Bestimmungen blei-
ben durch die Zustimmung unberührt. 

 
(4) Die Errichtung der Anlage und wesentliche Ver-

änderungen dürfen nur durch den Zweckverband 
oder durch ein Installationsunternehmen erfolgen, 
das in ein Installateur-Verzeichnis des Zweckver-
bandes oder eines anderen Wasserversorgungs-
unternehmens eingetragen ist. Der Zweckver-
band ist berechtigt, die Ausführung der Arbeiten 
zu überwachen. Leitungen, die an Eigengewin-
nungsanlagen angeschlossen sind, dürfen nur mit 
vorheriger Zustimmung des Zweckverbandes 
verdeckt werden; andernfalls sind sie auf Anord-
nung des Zweckverbandes freizulegen. 

 
(5) Der Grundstückseigentümer hat jede Inbetrieb-

setzung der Anlagen beim Zweckverband über 
das Installationsunternehmen zu beantragen. Der 
Anschluss der Anlage an das Verteilungsnetz und 
die Inbetriebsetzung erfolgen durch den Zweck-
verband oder seinen Beauftragten. 

 
(6) Von den Bestimmungen der Absätze 1 bis 4 kann 

der Zweckverband Ausnahmen zulassen. 
 

§ 12 
Überprüfung der Anlage 

des Grundstückseigentümers 
 
(1) Der Zweckverband ist berechtigt, die Anlage des 

Grundstückseigentümers vor und nach ihrer Inbe-
triebnahme zu überprüfen. Er hat auf erkannte 
Sicherheitsmängel aufmerksam zu machen und 
kann deren Beseitigung verlangen. 

 
(2) Werden Mängel festgestellt, welche die Sicher-

heit gefährden oder erhebliche Störungen erwar-
ten lassen, so ist der Zweckverband berechtigt, 
den Anschluss oder die Versorgung zu verwei-
gern; bei Gefahr für Leib und Leben ist er hierzu 
verpflichtet. 

 
(3) Durch Vornahme oder Unterlassung der Überprü-

fung der Anlage sowie durch deren Anschluss an 
das Verteilungsnetz übernimmt der Zweckver-
band keine Haftung für die Mängelfreiheit der 
Anlage. Dies gilt nicht, wenn er bei einer Überprü-
fung Mängel festgestellt hat, die eine Gefahr für 
Leib oder Leben darstellen. 

 
§ 13 

Abnehmerpflichten, Haftung 
 
(1) Der Grundstückseigentümer und die Benutzer 

haben den Beauftragten des Zweckverbandes, 
die sich auf Verlangen auszuweisen haben, zu 
angemessener Tageszeit den Zutritt zu allen der 
Wasserversorgung dienenden Einrichtungen zu 
gestatten, soweit dies zur Nachschau der Was-
serleitungen, zum Ablesen der Wasserzähler und 
zur Prüfung, ob die Vorschriften dieser Satzung 
und die vom Zweckverband auferlegten Bedin-
gungen und Auflagen erfüllt werden, erforderlich 
ist. Die beauftragten Personen sind berechtigt, 
zur Überwachung der satzungsmäßigen und ge-
setzlichen Pflichten zu angemessener Tageszeit 
Grundstücke, Gebäude, Anlagen, Einrichtungen, 
Wohnungen und Wohnräume im erforderlichen 
Umfang zu betreten. Der Grundstückseigentü-
mer, ggf. auch die Benutzer des Grundstücks, 
werden nach Möglichkeit vorher verständigt. 

 
(2) Der Grundstückseigentümer und die Benutzer 

sind verpflichtet, alle für die Prüfung des Zustan-
des der Anlage erforderlichen Auskünfte zu ertei-
len. Sie haben die Verwendung zusätzlicher Ver-
brauchseinrichtungen vor Inbetriebnahme dem 
Zweckverband mitzuteilen, soweit sich dadurch 
die vorzuhaltende Leistung wesentlich erhöht. 

 
(3) Der Grundstückseigentümer und die Benutzer 

haften dem Zweckverband für von ihnen ver-
schuldete Schäden, die auf eine Verletzung ihrer 
Pflichten nach dieser Satzung zurückzuführen 
sind. 

 
§ 14 

Grundstücksbenutzung 
 
(1) Der Grundstückseigentümer hat das Anbringen 

und Verlegen von Leitungen einschließlich Zube-
hör zur Zu- und Fortleitung von Wasser über sein 
im Versorgungsgebiet liegendes Grundstück so-
wie sonstige Schutzmaßnahmen unentgeltlich 
zuzulassen, wenn und soweit diese Maßnahmen 
für die öffentliche Wasserversorgung erforderlich 
sind. Diese Pflicht betrifft nur Grundstücke, die an 
die Wasserversorgung angeschlossen oder anzu-
schließen sind, die vom Eigentümer im wirtschaft-
lichen Zusammenhang mit einem angeschlosse-
nen oder zum Anschluss vorgesehenen Grund-
stück genutzt werden oder für die Möglichkeit der 
Wasserversorgung sonst wirtschaftlich vorteilhaft 
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ist. Die Verpflichtung entfällt, soweit die Inan-
spruchnahme der Grundstücke den Eigentümer 
in unzumutbarer Weise belasten würde. 

 
(2) Der Grundstückseigentümer ist rechtzeitig über 

Art und Umfang der beabsichtigten Inanspruch-
nahme seines Grundstücks zu benachrichtigen. 

 
(3) Der Grundstückseigentümer kann die Verlegung 

der Einrichtungen verlangen, wenn sie an der 
bisherigen Stelle für ihn nicht mehr zumutbar 
sind. Die Kosten der Verlegung hat der Zweck-
verband zu tragen, soweit die Einrichtungen nicht 
ausschließlich zur Versorgung des Grundstücks 
dienen. 

 
(4) Wird der Wasserbezug nach § 22 Abs. 2 oder 3 

eingestellt, ist der Grundstückseigentümer ver-
pflichtet, nach Wahl dem Zweckverband die Ent-
fernung der Einrichtungen zu gestatten oder sie 
noch fünf Jahre unentgeltlich zu belassen, sofern 
dies nicht unzumutbar ist. 

 
(5) Die Absätze 1 bis 4 gelten nicht für öffentliche 

Verkehrswege und Verkehrsflächen sowie für 
Grundstücke, die durch Planfeststellung für den 
Bau von öffentlichen Verkehrswegen und Ver-
kehrsflächen bestimmt sind. 

 
§ 15 

Art und Umfang der Versorgung 
 
(1) Der Zweckverband stellt das Wasser zu dem in 

der Beitrags- und Gebührensatzung aufgeführten 
Entgelt zur Verfügung. Er liefert das Wasser als 
Trinkwasser unter dem Druck und in der Beschaf-
fenheit, die in dem betreffenden Abschnitt des 
Versorgungsgebietes üblich sind, entsprechend 
den jeweils geltenden Rechtsvorschriften und den 
anerkannten Regeln der Technik. 

 
(2) Der Zweckverband ist berechtigt, die Beschaffen-

heit und den Druck des Wassers im Rahmen der 
gesetzlichen und behördlichen Bestimmungen 
sowie der anerkannten Regeln der Technik zu 
ändern, sofern dies aus wirtschaftlichen oder 
technischen Gründen zwingend erforderlich ist. 
Der Zweckverband wird eine dauernde wesentli-
che Änderung den Wasserabnehmern nach Mög-
lichkeit mindestens zwei Monate vor der Umstel-
lung schriftlich bekannt geben und die Belange 
der Anschlussnehmer möglichst berücksichtigen. 
Die Grundstückseigentümer sind verpflichtet, ihre 
Anlagen auf eigene Kosten den geänderten Ver-
hältnissen anzupassen. 

 
(3) Der Zweckverband stellt das Wasser im Allgemei-

nen ohne Beschränkung zu jeder Tages- und 
Nachtzeit am Ende des Hausanschlusses zur 
Verfügung. Dies gilt nicht, soweit und solange der 
Zweckverband durch höhere Gewalt, durch Be-
triebsstörungen, Wassermangel oder sonstige 
technische oder wirtschaftliche Umstände, deren 
Beseitigung ihm nicht zumutbar ist, an der Was-
serversorgung gehindert ist. Der Zweckverband 
kann die Belieferung ablehnen, mengenmäßig 
und zeitlich beschränken oder unter Auflagen und 

Bedingungen gewähren, soweit das zur Wahrung 
des Anschluss- und Benutzungsrechtes der an-
deren Berechtigten erforderlich ist. Der Zweckver-
band darf ferner die Lieferung unterbrechen, um 
betriebsnotwendige Arbeiten vorzunehmen. So-
weit möglich, gibt der Zweckverband Absperrun-
gen der Wasserleitung vorher öffentlich bekannt 
und unterrichtet die Abnehmer über Umfang und 
voraussichtliche Dauer der Unterbrechung. 

 
(4) Das Wasser wird lediglich zur Deckung des Ei-

genbedarfs für die angeschlossenen Grundstücke 
geliefert. Die Überleitung von Wasser in ein ande-
res Grundstück bedarf der schriftlichen Zustim-
mung des Zweckverbandes; die Zustimmung wird 
erteilt, wenn nicht überwiegende versorgungswirt-
schaftliche Gründe entgegenstehen. 

 
(5) Für Einschränkungen oder Unterbrechungen der 

Wasserlieferung und für Änderungen des Dru-
ckes oder der Beschaffenheit des Wassers, die 
durch höhere Gewalt, Wassermangel oder sonsti-
ge technische oder wirtschaftliche Umstände, die 
der Zweckverband nicht abwenden kann, oder 
aufgrund behördlicher Verfügungen veranlasst 
sind, steht dem Grundstückseigentümer kein An-
spruch auf Minderung verbrauchsunabhängiger 
Gebühren zu. 

 
§ 16 

Anschlüsse und Benutzung 
der Wasserleitung für Feuerlöschzwecke 

 
(1) Sollen auf einem Grundstück private Feuer-

löschanschlüsse eingerichtet werden, so sind 
über die näheren Einzelheiten einschließlich der 
Kostentragung besondere Vereinbarungen zwi-
schen dem Grundstückseigentümer und dem 
Zweckverband zu treffen. 

 
(2) Private Feuerlöscheinrichtungen werden mit 

Wasserzählern ausgerüstet. Sie müssen auch für 
die Feuerwehr benutzbar sein. 

 
(3) Wenn es brennt oder wenn sonst Gemeingefahr 

droht, sind die Anordnungen des Zweckverban-
des, der Polizei und der Feuerwehr zu befolgen; 
insbesondere haben die Wasserabnehmer ihre 
Leitungen und ihre Eigenanlagen auf Verlangen 
zum Feuerlöschen zur Verfügung zu stellen. Oh-
ne zwingenden Grund dürfen sie in diesen Fällen 
kein Wasser entnehmen. 

 
(4) Bei Feuergefahr hat der Zweckverband das 

Recht, Versorgungseinrichtungen und Grund-
stücksanschlüsse vorübergehend abzusperren. 
Dem von der Absperrung betroffenen Wasserab-
nehmer steht hierfür kein Entschädigungsan-
spruch zu. 

 
§ 17 

Wasserabgabe für vorübergehende Zwecke, 
Wasserabgabe aus öffentlichen Entnahmestellen 

 
(1) Der Anschluss von Anlagen zum Bezug von Bau-

wasser oder zu sonstigen vorübergehenden Zwe-
cken ist rechtzeitig beim Zweckverband zu bean-
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tragen. Muss das Wasser von einem anderen 
Grundstück bezogen werden, so ist die schriftli-
che Zustimmung des Grundstückseigentümers 
beizubringen. Über die Art der Wasserabgabe 
entscheidet der Zweckverband; er legt die weite-
ren Bedingungen für den Wasserbezug fest. 

 
(2) Falls Wasser aus öffentlichen Hydranten nicht 

zum Feuerlöschen, sondern zu anderen vorüber-
gehenden Zwecken entnommen werden soll, so 
stellt der Zweckverband auf Antrag einen Was-
serzähler, ggf. Absperrvorrichtungen und Stand-
rohr zur Verfügung und setzt die Bedingungen für 
die Benutzung fest. 

 
§ 18 

Haftung bei Versorgungsstörungen 
 
(1) Für Schäden, die ein Grundstückseigentümer 

durch Unterbrechung der Wasserversorgung oder 
durch Unregelmäßigkeiten in der Belieferung 
erleidet, haftet der Zweckverband aus dem Be-
nutzungsverhältnis oder aus unerlaubter Hand-
lung im Falle 

 
1. der Tötung oder Verletzung des Körpers oder 

der Gesundheit des Grundstückseigentümers, 
es sei denn, dass der Schaden vom Zweck-
verband oder einem Erfüllungs- oder Verrich-
tungsgehilfen weder vorsätzlich noch fahrläs-
sig verursacht worden ist, 

 
2. der Beschädigung der Sache, es sei denn, 

dass der Schaden weder durch Vorsatz noch 
durch grobe Fahrlässigkeit des Zweckverban-
des oder eines Erfüllungs- oder Verrichtungs-
gehilfen verursacht worden ist, 

 
3. eines Vermögensschadens, es sei denn, dass 

dieser weder durch Vorsatz noch durch grobe 
Fahrlässigkeit eines vertretungsberechtigten 
Organs des Zweckverbandes verursacht wor-
den ist. 

 
 § 831 Abs. 2 Satz 2 des Bürgerlichen Gesetzbu-

ches ist nur bei vorsätzlichem Handeln von Ver-
richtungsgehilfen anzuwenden. 

 
(2) Gegenüber Benutzern und Dritten, an die der 

Grundstückseigentümer das gelieferte Wasser im 
Rahmen des § 15 Abs. 4 weiterleitet, haftet der 
Zweckverband für Schäden, die diesen durch 
Unterbrechung der Wasserversorgung oder durch 
Unregelmäßigkeiten in der Belieferung entstehen, 
wie einem Grundstückseigentümer. 

 
(3) Die Absätze 1 und 2 sind auf Ansprüche von 

Grundstückseigentümern anzuwenden, die diese 
gegen ein drittes Wasserversorgungsunterneh-
men aus unerlaubter Handlung geltend machen. 
Der Zweckverband ist verpflichtet, den Grund-
stückseigentümern auf Verlangen über die mit 
der Schadensverursachung durch ein drittes Un-
ternehmen zusammenhängenden Tatsachen 
insoweit Auskunft zu geben, als sie ihm bekannt 
sind oder von ihm in zumutbarer Weise aufgeklärt 
werden können und seine Kenntnis zur Geltend-
machung des Schadensersatzes erforderlich ist. 

 

(4) Die Ersatzpflicht entfällt für Schäden unter 15 €. 
 
(5) Schäden sind dem Zweckverband unverzüglich 

mitzuteilen. 
 

§ 19 
Wasserzähler 

 
(1) Der Wasserzähler ist Eigentum des Zweckver-

bandes. Die Lieferung, Aufstellung, technische 
Überwachung, Unterhaltung, Auswechslung und 
Entfernung der Wasserzähler sind Aufgabe des 
Zweckverbandes; er bestimmt auch Art, Zahl und 
Größe der Wasserzähler sowie ihren Aufstel-
lungsort. Bei der Aufstellung hat der Zweckver-
band so zu verfahren, dass eine einwandfreie 
Messung gewährleistet ist; er hat den Grund-
stückseigentümer zuvor anzuhören und seine 
berechtigten Interessen zu wahren. 

 
(2) Der Zweckverband ist verpflichtet, auf Verlangen 

des Grundstückseigentümers die Wasserzähler 
zu verlegen, wenn dies ohne Beeinträchtigungen 
einer einwandfreien Messung möglich ist. Der 
Zweckverband kann die Verlegung davon abhän-
gig machen, dass der Grundstückseigentümer 
sich verpflichtet, die Kosten zu übernehmen. 

 
(3) Der Grundstückseigentümer haftet für das Ab-

handenkommen und die Beschädigung der Was-
serzähler, soweit ihn hieran ein Verschulden trifft. 
Er hat den Verlust, die Beschädigung und die 
Störungen dieser Einrichtungen dem Zweckver-
band unverzüglich mitzuteilen. Er ist verpflichtet, 
sie vor Abwasser, Schmutz- und Grundwasser 
sowie vor Frost zu schützen. 

 
(4) Die Wasserzähler werden von einem Beauftrag-

ten des Zweckverbandes möglichst in gleichen 
Zeitabständen oder auf Verlangen des Zweckver-
bandes vom Grundstückseigentümer selbst abge-
lesen. Dieser hat dafür zu sorgen, dass die Was-
serzähler leicht zugänglich sind. 

 
§ 20 

Messeinrichtungen an der Grundstücksgrenze 
 
(1) Der Zweckverband kann verlangen, dass der 

Grundstückseigentümer auf eigene Kosten an der 
Grundstücksgrenze nach seiner Wahl einen Was-
serzählerschacht oder Wasserzählerschrank an-
bringt, wenn 

 
1. das Grundstück unbebaut ist oder 
 
2. die Versorgung des Gebäudes mit Grund-

stücksanschlüssen erfolgt, die unverhältnismä-
ßig lang sind oder nur unter besonderen Er-
schwernissen verlegt werden können, oder 

 
3. kein Raum zur frostsicheren Unterbringung 

des Wasserzählers vorhanden ist. 
 
(2) Der Grundstückseigentümer ist verpflichtet, die 

Einrichtungen in ordnungsgemäßem Zustand und 
jederzeit zugänglich zu halten. 
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§ 21 
Nachprüfung der Wasserzähler 

 
(1) Der Grundstückseigentümer kann jederzeit die 

Nachprüfung der Wasserzähler durch eine Eich-
behörde oder eine staatlich anerkannte Prüfstelle 
im Sinne des § 2 Abs. 4 des Eichgesetzes verlan-
gen. Stellt der Grundstückseigentümer den An-
trag auf Prüfung nicht beim Zweckverband, so hat 
er diesen vor Antragsstellung zu benachrichtigen. 

 
(2) Der Zweckverband braucht dem Verlangen auf 

Nachprüfung der Wasserzähler nur nachzukom-
men, wenn der Grundstückseigentümer sich ver-
pflichtet, die Kosten zu übernehmen, falls die 
Abweichung die gesetzlichen Verkehrsfehlergren-
zen nicht überschreitet. 

 
§ 22 

Änderungen; Einstellung des Wasserbezugs 
 
(1) Jeder Wechsel des Grundstückseigentümers ist 

dem Zweckverband unverzüglich schriftlich mitzu-
teilen. 

 
(2) Will ein Grundstückseigentümer, der zur Benut-

zung der Wasserversorgung nicht verpflichtet ist, 
den Wasserbezug aus der öffentlichen Wasser-
versorgung vollständig einstellen, so hat er das 
mindestens eine Woche vor dem Ende des Was-
serbezugs schriftlich dem Zweckverband zu mel-
den. 

 
(3) Will ein zum Anschluss oder zur Benutzung Ver-

pflichteter den Wasserbezug einstellen, hat er 
beim Zweckverband Befreiung nach § 6 zu bean-
tragen. 

 
§ 23 

Einstellungen der Wasserlieferung 
 
(1) Der Zweckverband ist berechtigt, die Wasserliefe-

rung ganz oder teilweise fristlos einzustellen, 
wenn der Grundstückseigentümer oder Benutzer 
dieser Satzung oder sonstigen die Wasserversor-
gung betreffenden Anordnungen zuwiderhandelt 
und die Einstellung erforderlich ist, um 

 
1. eine unmittelbare Gefahr für die Sicherheit von 

Personen oder Anlagen abzuwenden, 
 
2. den Verbrauch von Wasser unter Umgehung, 

Beeinflussung oder vor Anbringung der Mess-
einrichtung zu verhindern oder 

 
3. zu gewährleisten, dass Störungen anderer 

Abnehmer, störende Rückwirkungen auf Ein-
richtungen des Zweckverbandes oder Dritter 
oder Rückwirkungen auf die Güte des Trink-
wassers ausgeschlossen sind. 

 
(2) Bei anderen Zuwiderhandlungen, insbesondere 

bei Nichterfüllung einer Zahlungsverpflichtung 
trotz Mahnung, ist der Zweckverband berechtigt, 
die Versorgung zwei Wochen nach Androhung 
einzustellen. Dies gilt nicht, wenn die Folgen der 
Einstellung außer Verhältnis zur Schwere der 

Zuwiderhandlung stehen und hinreichende Aus-
sicht besteht, dass der Grundstückseigentümer 
seinen Verpflichtungen nachkommt. Der Zweck-
verband kann mit der Mahnung zugleich die Ein-
stellung der Versorgung androhen. 

 
(3) Der Zweckverband hat die Versorgung unverzüg-

lich wieder aufzunehmen, sobald die Gründe für 
die Einstellung entfallen sind. 

 
§ 24 

Ordnungswidrigkeit 
 
(1) Nach Art. 24 Abs. 2 Satz 2 GO kann mit Geldbu-

ße bis zu 2.500 Euro belegt werden, wer vorsätz-
lich 

 
1. den Vorschriften über den Anschluss- und 

Benutzungszwang in § 5 zuwiderhandelt, 
 
2. eine der in § 9 Abs. 5, § 11 Abs. 1, § 13 Abs. 2 

und § 22 Abs. 1 und 2 festgelegten oder hie-
rauf gestützten Melde- Auskunfts-, Nachweis- 
oder Vorlagepflicht verletzt, 

 
3. entgegen § 11 Abs. 3 vor Zustimmung des 

Zweckverbandes mit den Installationsarbeiten 
beginnt, 

 
4. gegen die vom Zweckverband nach § 15 

Abs. 3 Satz 3 angeordneten Verbrauchsein-
schränkungen oder Verbrauchsverbote ver-
stößt. 

 
(2) Nach anderen Rechtsvorschriften bestehende 

Ordnungswidrigkeitentatbestände bleiben unbe-
rührt. 

 
§ 25 

Anordnungen für den Einzelfall, Zwangsmittel 
 

(1) Der Zweckverband kann zur Erfüllung der nach 
dieser Satzung bestehenden Verpflichtungen 
Anordnungen für den Einzelfall erlassen. 

 
(2) Für die Erzwingung der in dieser Satzung vorge-

schriebenen Handlungen, eines Duldens oder 
Unterlassens gelten die Vorschriften des Bayeri-
schen Verwaltungszustellungs- und Vollstre-
ckungsgesetzes. 

 
§ 26 

Inkrafttreten 
 
(1) Diese Satzung tritt am 1. Januar 2016 in Kraft. 
 
(2) Gleichzeitig tritt die Satzung vom 07.12.2004 au-

ßer Kraft. 
 
Wendelstein-Großschwarzenlohe, 22. Juli 2015 
 

Zweckverband 
zur Wasserversorgung der Schwarzachgruppe 

Robert Pfann 
Verbandsvorsitzender 

 
MFrABl S. 124 
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Beitrags- und Gebührensatzung 
zur Wasserabgabesatzung 

des Zweckverbandes zur Wasserversorgung 
der Schwarzachgruppe 

(BGS-WAS) 
 

Vom 22. Juli 2015 
 

Aufgrund der Art. 5, 8 und 9 des Kommunalabgaben-
gesetzes erlässt der Zweckverband zur Wasserver-
sorgung der Schwarzachgruppe folgende Beitrags- 
und Gebührensatzung zur Wasserabgabesatzung: 
 

§ 1 
Beitragserhebung 

 
Der Zweckverband erhebt zur Deckung seines Auf-
wandes für die Herstellung der Wasserversorgungs-
einrichtung für das Gebiet 

 
der Stadtteile Greuth und Kornburg der Stadt 

Nürnberg sowie für das Gebiet 
Schwarzacher Höhe des Stadt-
teiles Katzwang der Stadt Nürn-
berg 

 
der Stadtteile Penzendorf, Schaftnach und 

Schwarzach der Stadt Schwab-
ach 

 
der Gemeindeteile Harm, Furth, Leerstetten, Ei-

chenbühl, Schwand und Mittel-
hembach des Marktes Schwan-
stetten mit Ausnahme der Orts-
teile Hagershof und Holzgut 

 
der Gemeindeteile Erichmühle, Großschwarzenlo-

he, Kleinschwarzenlohe, Königs-
hammer, Neuses und Sorg des 
Marktes Wendelstein 

 
einen Beitrag. 
 

§ 2 
Beitragstatbestand 

 
Der Beitrag wird für bebaute, bebaubare oder ge-
werblich genutzte oder gewerblich nutzbare Grund-
stücke erhoben, wenn für sie nach § 4 WAS ein 
Recht zum Anschluss an die Wasserversorgungsein-
richtung besteht. Ein Beitrag wird auch für Grundstü-
cke erhoben, die an die Wasserversorgungseinrich-
tung tatsächlich angeschlossen sind oder die auf-
grund einer Sondervereinbarung nach § 8 WAS an 
die Wasserversorgungseinrichtung angeschlossen 
werden. 

 
§ 3 

Entstehen der Beitragsschuld 
 

(1) Die Beitragsschuld entsteht im Falle des 
 

1. § 2 Satz 1, sobald das Grundstück an die 
Wasserversorgungseinrichtung angeschlossen 
werden kann, 
 

2. § 2 Satz 2, 1. Alternative, sobald das Grund-
stück an die Wasserversorgungseinrichtung 
angeschlossen ist, 

 

3. § 2 Satz 2, 2. Alternative, mit Abschluss der 
Sondervereinbarung 

 
 Wenn der in Satz 1 genannte Zeitpunkt vor dem 

Inkrafttreten dieser Satzung liegt, entsteht die 
Beitragsschuld erst mit Inkrafttreten dieser Sat-
zung. 

 
(2) Wenn eine Veränderung der Fläche, der Bebau-

ung oder der Nutzung des Grundstücks vorge-
nommen wird, die beitragsrechtliche Auswirkun-
gen hat, entsteht die Beitragsschuld mit dem Ab-
schluss dieser Maßnahme. 

 
§ 4 

Beitragsschuldner 
 

Beitragsschuldner ist, wer im Zeitpunkt des Entste-
hens der Beitragsschuld Eigentümer des Grund-
stücks oder Erbbauberechtigter ist. Bei Wohnungs- 
und Teileigentum sind die einzelnen Wohnungs- und 
Teileigentümer nur entsprechend ihrem Miteigen-
tumsanteil beitragspflichtig. 
 

§ 5 
Beitragsmaßstab 

 
(1) Der Beitrag wird nach der Grundstücksfläche und 

der Geschossfläche der vorhandenen Gebäude 
berechnet.  

 
 In unbeplanten Gebieten wird die beitragspflichti-

ge Grundstücksfläche für gewerblich genutzte 
Grundstücke und Grundstücke für Sondernutzun-
gen wie Schulen, Kindergärten etc. von mindes-
tens 5.000 m² Fläche (übergroße Grundstücke) 
auf das 2,0-fache der beitragspflichtigen Ge-
schossfläche, mindestens jedoch auf 5.000 m² 
begrenzt, für Wohngrundstücke und sonstige 
Grundstücke von mindestens 2.500 m² Fläche 
(übergroße Grundstücke) auf das 2,0-fache der 
beitragspflichtigen Geschossfläche, mindestens 
jedoch auf 2.500 m² begrenzt. 

 
(2) Die Geschossfläche ist nach den Außenmaßen 

der Gebäude in allen Geschossen zu ermitteln 
(Gebäudegrundrisse abgerundet auf volle 10 cm). 
Keller werden mir der vollen Fläche herangezo-
gen. Dachgeschosse werden nur herangezogen, 
soweit die ausgebaut sind. Für die Berechnung 
der Dachgeschossfläche werden 66,67 % der 
Fläche des darunter liegenden Geschosses ange-
setzt. Bei Dachgeschossen, die nur teilweise aus-
gebaut sind, werden nur die teilausgebauten Ge-
schossflächen entsprechend Satz 4 berechnet. 
Gebäude oder selbstständige Gebäudeteile, die 
nach der Art ihrer Nutzung keinen Bedarf nach 
Anschluss an die Wasserversorgung auslösen 
oder die nicht angeschlossen werden dürfen, wer-
den nicht herangezogen; das gilt nicht für Gebäu-
de oder Gebäudeteile, die tatsächlich an die Was-
serversorgung angeschlossen sind. Balkone, Log-
gien und Terrassen bleiben außer Ansatz, wenn 
und soweit sie über die Gebäudefluchtlinie hin-
ausragen. 
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(3) Bei Grundstücken, für die nur eine gewerbliche 
Nutzung ohne Bebauung zulässig ist, sowie bei 
sonstigen unbebauten, aber bebaubaren Grund-
stücken wird als Geschossfläche ein Viertel der 
Grundstücksfläche in Ansatz gebracht. Grundstü-
cke, bei denen die zulässige oder für die Beitrags-
bemessung maßgebliche vorhandene Bebauung 
im Verhältnis zur gewerblichen Nutzung nur unter-
geordnete Bedeutung hat, gelten als gewerblich 
genutzte unbebaute Grundstücke im Sinn des 
Satzes 1, Alternative 1. 

 
(4) Ein zusätzlicher Beitrag entsteht mit der nachträg-

lichen Änderung der für die Beitragsbemessung 
maßgeblichen Umstände, soweit sich dadurch der 
Vorteil erhöht. Eine Beitragspflicht entsteht insbe-
sondere 

 
- im Fall der Vergrößerung eines Grundstücks 

für die zusätzlichen Flächen, soweit für diese 
bisher noch keine Beiträge geleistet worden 
sind, 

 
- im Fall der Geschossflächenvergrößerung für 

die zusätzlich geschaffenen Geschossflächen 
sowie im Fall des Abs. 1 Satz 2 für die sich aus 
ihrer Vervielfachung errechnende zusätzliche 
Grundstücksfläche, 

 
- im Fall der Nutzungsänderung eines bisher 

beitragsfreien Gebäudes oder Gebäudeteils im 
Sinn des § 5 Abs. 2 Satz 6, soweit infolge der 
Nutzungsänderung die Vorraussetzungen für 
die Beitragsfreiheit entfallen. 

 
(5) Wird ein unbebautes, aber bebaubares Grund-

stück, für das ein Beitrag nach Abs. 3 festgesetzt 
worden ist, später bebaut, wird der Beitrag nach 
Abzug der nach Abs. 3 berücksichtigten Ge-
schossflächen und den nach Abs. 1 Satz 2 be-
grenzten Grundstücksflächen neu berechnet. Die-
ser Beitrag ist nachzuentrichten. Ergibt die Ge-
genüberstellung ein Weniger an Geschossflä-
chen, ist für die Berechnung des Erstattungsbetra-
ges auf den Beitragssatz abzustellen, nach dem 
der ursprüngliche Beitrag entrichtet worden ist. 

 
(6) Für den Vollzug dieser Satzung wird ergänzend 

festgestellt: 
 
 Bei Wohnungs- und Teileigentum erstellt der 

Zweckverband nach den Maßstäben dieser Sat-
zung für das Gesamtgrundstück eine Beitragsbe-
rechnung, wobei der einzelne Wohnungs- bzw. 
Teileigentümer nur entsprechend seinem im 
Grundbuch eingetragenen Miteigentumsanteil 
veranlagt wird. Auf den Raum- oder Flächeninhalt 
des einzelnen Sondereigentums kommt es hierbei 
nicht an. 

 
§ 6 

Beitragssatz 
 

(1) Der Beitrag beträgt 
 

 (a) pro m² Grundstücksfläche 0,84 € 
 

 (b) pro m² Geschossfläche 5,12 €. 
 

§ 7 
Fälligkeit 

 
Der Beitrag wird einen Monat nach Zustellung des 
Beitragsbescheides fällig. 

 
7a 

Beitragsablösung 
 

Der Beitrag kann vor dem Entstehen der Beitrags-
pflicht abgelöst werden. Der Ablösungsbeitrag richtet 
sich nach der voraussichtlichen Höhe des Beitrages. 
Ein Rechtsanspruch auf Ablösung besteht nicht. 

 
§ 8 

Erstattung des Aufwands für 
Grundstücksanschlüsse 

 
(1) Der Aufwand für die Herstellung, Anschaffung, 

Verbesserung, Erneuerung, Stilllegung und Besei-
tigung sowie für die Unterhaltung der Grund-
stücksanschlüsse im Sinn § 3 WAS ist mit Aus-
nahme des Aufwands, der auf die im öffentlichen 
Straßengrund liegenden Teile der Grundstücksan-
schlüsse entfällt, in der jeweils tatsächlichen Höhe 
zu erstatten. 

 
(2) Der Erstattungsanspruch entsteht mit Abschluss 

der jeweiligen Maßnahme. Schuldner ist, wer im 
Zeitpunkt des Entstehens des Erstattungsan-
spruchs Eigentümer des Grundstücks oder Erb-
bauberechtigter ist; mehrere Schuldner (Eigentü-
mer bzw. Erbbauberechtigte) sind Gesamtschuld-
ner. § 7 gilt entsprechend. Der Erstattungsan-
spruch wird einen Monat nach Zustellung des Er-
stattungsbescheides fällig. 

 
(3) Der Erstattungsanspruch kann vor seinem Entste-

hen abgelöst werden. Der Ablösungsbeitrag rich-
tet sich nach der voraussichtlichen Höhe des Er-
stattungsanspruchs. Ein Rechtsanspruch auf Ab-
lösung besteht nicht. 

 
§ 9 

Gebührenerhebung 
 

Der Zweckverband erhebt für die Benutzung der 
Wasserversorgungseinrichtung Grundgebühren und 
Verbrauchsgebühren. 
 

 
§ 10 

Grundgebühr 
 

(1) Die Grundgebühr wird nach dem Nenndurchfluss 
(Qn) oder nach dem Dauerdurchfluss (Q3) der 
verwendeten Wasserzähler berechnet. Befinden 
sich auf einem Grundstück nicht nur vorüberge-
hend mehrere Wasseranschlüsse, so wird die 
Grundgebühr nach der Summe des Nenndurch-
flusses oder des Dauerdurchflusses der einzelnen 
Wasserzähler berechnet. Soweit Wasserzähler 
nicht eingebaut sind, wird der Nenndurchfluss 
oder der Dauerdurchfluss geschätzt, der nötig 
wäre, um die mögliche Wasserentnahme messen 
zu können. 
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(2) Die Grundgebühr beträgt bei der Verwendung von 
Wasserzählern mit 

 
 Nenndurchfluss (Qn) Dauerdurchfluss (Q3) 
 
 bis 6 m³/h bis 10 m³/h 
 54,00 €/Jahr 54,00 €/Jahr 
 
 bis 15 m³/h bis 25 m³/h 
 72,00 €/Jahr 72,00 €/Jahr 
 
 über 15 m³/h über 25 m³/h 
 300,00 €/Jahr 300,00 €/Jahr. 

 
§ 11 

Verbrauchsgebühr 
 

(1) Die Verbrauchsgebühr wird nach Maßgabe der 
nachfolgenden Absätze der Menge des aus der 
Wasserversorgungseinrichtung entnommenen 
Wassers berechnet. Die Gebühr beträgt 1,51 € 
pro Kubikmeter entnommenen Wassers. 

 
(2) Der Wasserverbrauch wird durch geeichte Was-

serzähler ermittelt. Er ist vom Zweckverband zu 
schätzen, wenn 

 
1. ein Wasserzähler nicht vorhanden ist, 
 
2. der Zutritt zum Wasserzähler oder dessen Ab-

lesung nicht ermöglicht wird oder 
 
3. sich konkrete Anhaltspunkte dafür ergeben, 

dass der Wasserzähler den wirklichen Wasser-
verbrauch nicht angibt. 

 
(3) Wird ein Bauwasserzähler oder ein sonstiger be-

weglicher Wasserzähler verwendet, so beträgt die 
Gebühr 1,51 € pro Kubikmeter entnommenen 
Wassers. 

 
(4) Wird kein Bauwasserzähler verwendet, wird das 

Bauwasser pauschal abgerechnet. Folgende Pau-
schalen werden festgesetzt. 

 
 Einfamilienhaus 50 Kubikmeter 
 Zweifamilienhaus 70 Kubikmeter 
 ab Dreifamilienhaus 100 Kubikmeter 
 
 Die Gebühr beträgt ebenfalls 1,51 € pro Kubikme-

ter entnommenen Wassers. 
 
(5) Bei der Errichtung von mehr als 6 Wohneinheiten 

ist grundsätzlich ein Bauwasserzähler zu setzen, 
ansonsten ist eine Sondervereinbarung über die 
zu berechnende Bauwasserpauschale zu treffen. 

 
§ 12 

Entstehen der Gebührenschuld 
 

(1) Die Verbrauchsgebühr entsteht mit der Wasser-
entnahme. 

 
(2) Die Grundgebühr entsteht erstmals mit dem Be-

ginn des nächsten Monats, der auf den Zeitpunkt 
der betriebsfertigen Herstellung des Anschlusses 
folgt und errechnet sich monatsanteilig. 

 

§ 13 
Gebührenschuldner 

 
(1) Gebührenschuldner ist, wer im Zeitpunkt des Ent-

stehens der Gebührenschuld Eigentümer des 
Grundstücks oder ähnlich zur Nutzung des Grund-
stücks dinglich berechtigt ist. 

 
(2) Gebührenschuldner ist auch der Inhaber eines auf 

dem Grundstück befindlichen Betriebes. 
 
(3) Mehrere Gebührenschuldner sind Gesamtschuld-

ner. 
 

§ 14 
Abrechnung, Fälligkeit, Vorauszahlung 

 
(1) Der Verbrauch wird jährlich abgerechnet. Die 

Grund- und die Verbrauchsgebühr wird einen Mo-
nat nach Bekanntgabe des Gebührenbescheides 
fällig. 

 
(2) Auf die Gebührenschuld sind zum 15.04., 15.07. 

und 15.10. jeden Jahres Vorauszahlungen in Hö-
he von 3-Zehntel der Jahresabrechnung des Vor-
jahres zu leisten. Fehlt eine solche Vorjahresab-
rechnung, so setzt der Zweckverband die Höhe 
der Vorauszahlungen unter Schätzung des Jah-
resgesamtverbrauches fest. 

 
§ 15 

Mehrwertsteuer 
 

Zu den Beiträgen, Kostenerstattungsansprüchen und 
Gebühren wird die Mehrwertsteuer in der jeweiligen 
gesetzlichen Höhe erhoben. 
 

§ 16 
Pflichten der Beitrags- und Gebührenschuldner 

 
Die Beitrags- und Gebührenschuldner sind verpflich-
tet, dem Zweckverband für die Höhe der Abgabe 
maßgebliche Veränderungen unverzüglich zu melden 
und über den Umfang dieser Veränderungen- auf 
Verlangen auch unter Vorlage entsprechender Unter-
lagen - Auskunft zu erteilen. 

 
§ 17 

Inkrafttreten 
 

(1) Diese Satzung tritt am 01.01.2016 Kraft. 
 
(2) Gleichzeitig tritt die Satzung vom 07.12.2004, 

zuletzt geändert mit Satzung vom 24.07.2013 
außer Kraft. 

 
Wendelstein-Großschwarzenlohe, 22. Juli 2015 
 

Zweckverband zur Wasserversorgung 
der Schwarzachgruppe 

Robert Pfann 
Verbandsvorsitzender 
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Haushaltssatzung 
des Planungsverbandes Region Nürnberg 

für das Haushaltsjahr 2016 
 
Der Planungsverband Region Nürnberg erlässt nach 
Art. 8 Abs. 5 BayLplG i. V. m. Art. 40 ff. KommZG 
i. V. m. Art. 57 ff. LkrO und § 18 der Verbandssatzung 
folgende Haushaltssatzung: 
 

§ 1 
 
Der als Anlage beigefügte Haushaltsplan für das 
Haushaltsjahr 2016 wird hiermit festgesetzt; er 
schließt 
 
im Verwaltungshaushalt 
 
 in den Einnahmen 
 und den Ausgaben mit 94.800 € 
 
im Vermögenshaushalt 
 
 in den Einnahmen 
 und den Ausgaben mit 22.850 € 
 
ab. 
 

§ 2 
 
Kredite für Investitionen und Investitionsförderungs-
maßnahmen sind nicht vorgesehen. 
 

§ 3 
 
Verpflichtungsermächtigungen im Vermögenshaus-
halt werden nicht festgesetzt. 
 

§ 4 
 
Umlagen werden von den Verbandsmitgliedern nicht 
erhoben. 
 

§ 5 
 
Kassenkredite zur rechtzeitigen Leistung von Ausga-
ben nach dem Haushaltsplan werden nicht bean-
sprucht. 
 

§ 6 
 
Diese Haushaltssatzung tritt mit dem 1. Januar 2016 
in Kraft. 
 
Nürnberg, 16. November 2015  
 

Matthias Thürauf 
Oberbürgermeister 

Verbandsvorsitzender 
 
Der Planungsverband Region Nürnberg hat die Haus-
haltssatzung für das Haushaltsjahr 2016 der Regie-
rung von Mittelfranken als Rechtsaufsichtsbehörde 
vorgelegt. 
 

Die Haushaltssatzung enthält keine genehmigungs-
pflichtigen Bestandteile. 
 
Gem. Art. 5 Abs. 4 BayLplG, Art. 40 Abs. 1 Satz 1 
KommZG und Art. 57 Abs. 3 GO i. V. m. Art. 24 Abs. 1 
KommZG und § 23 Abs. 1 der Verbandssatzung wird 
die Haushaltssatzung für das Haushaltsjahr 2016 
hiermit amtlich bekanntgemacht. 
 
Der Haushaltsplan 2016 liegt in der Zeit vom 
16.12.2015 bis einschließlich 23.12.2015 in der Ge-
schäftsstelle des Planungsverbandes, Hauptmarkt 
16, 90403 Nürnberg, während der allgemeinen Ge-
schäftsstunden öffentlich zur Einsicht auf. 
 
Nürnberg, 24. November 2015 
 

Planungsverband 
Region Nürnberg 

gez. 
Matthias Thürauf 

Oberbürgermeister 
Verbandsvorsitzender 
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Bekanntmachung 
des Planungsverbandes Region Nürnberg 

vom 7. Dezember 2015 
 
Gemäß § 11 Abs. 6 i. V. m. § 7 Abs. 6 der Verbands-
satzung wird hiermit bekanntgemacht, dass die 299. 
öffentliche Sitzung des Planungsausschusses des 
Planungsverbandes Region Nürnberg  
 

am Montag, 18. Januar 2016, 10:00 Uhr, 
in Nürnberg im Rathaus Fünferplatz 2, 

Großer Sitzungssaal, Zi. 204/II, 
 
stattfindet. 
 

T a g e s o r d n u n g 
 
1. Genehmigung der Niederschrift der 298. Aus-

schusssitzung des Planungsverbandes Region 
Nürnberg vom 16.11.2015 

 
2. Stellungnahmen zu Bauleitplänen: 
 
2.1 Aufstellung des Bebauungsplans Nr. 75 

„Sondergebiet Einkaufsmarkt Mimberger Straße“ 
und Änderung des Flächennutzungsplans; Ge-
meinde Burgthann, Landkreis Nürnberger Land 

 
3. Vorverfahren Planfeststellung; 
 Südwestliche Umgehungsstraße Veitsbronn 

Neubau 
 „BA 02: Westliche Umgehungsstraße Veitsbronn 

von der Kr Fü 7 bis zur Kr Fü 17“; 
 Gemeinde Veitsbronn, Landkreis Fürth 
 

Bekanntmachungen der Planungsverbände 
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4. 21. Änderung des Regionalplans der Region 
Westmittelfranken (8); 

 - Beteiligungsverfahren; 
 Regionaler Planungsverband Westmittelfranken 

(8) 
 
5. 22. Änderung des Regionalplans der Region 

Westmittelfranken (8); 
 Teilkapitel 6.2.2 „Windkraft“ (ehem. Bez. B V 

(neu) 3.1.1 „Windkraft“); 
 - Beteiligungsverfahren; 
 Regionaler Planungsverband Westmittelfranken 

(8) 
 
6. Kassenärztliche Vereinigung Bayerns (KVB) - 
 Fortschreibung Bedarfsplan für die ambulante 

vertragsärztliche Versorgung, 
 Teilung Mittelbereiche Nürnberg/Erlangen/ 

Fürth; 
 - Aktueller Sachstand - 
 
Nürnberg, 7. Dezember 2015 
 

Planungsverband Region Nürnberg 
Matthias Thürauf 

Oberbürgermeister 
Verbandsvorsitzender 
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H a u s h a l t s s a t z u n g 
des Regionalen Planungsverbandes 

Westmittelfranken 
für das Haushaltsjahr 2016 

 
Aufgrund des § 15 der Verbandssatzung i. V. m. Art. 
55 ff. der Landkreisordnung für den Freistaat Bayern 
erlässt der Regionale Planungsverband Westmittel-
franken folgende 
 

H a u s h a l t s s a t z u n g : 
 

§ 1 
 

Der als Anlage beigefügte Haushaltsplan für das 
Haushaltsjahr 2016 wird hiermit festgesetzt; er 
schließt im Verwaltungshaushalt 
 
in den Einnahmen 
und Ausgaben mit 65.500,00 € 
 
und im Vermögenshaushalt 
 
in den Einnahmen 
und Ausgaben mit 3.900,00 € 
 
ab. 
 

§ 2 
 
Kreditaufnahmen für Investitionen und Investitionsför-
derungsmaßnahmen sind nicht vorgesehen. 
 

§ 3 
 
Verpflichtungsermächtigungen im Vermögenshaus-
halt werden nicht festgesetzt. 
 

§ 4 
 
Umlagen von Verbandsmitgliedern werden nicht er-
hoben. 
 

§ 5 
 
Der Gesamtbetrag der Kassenkreditaufnahmen wird 
auf 10.000,00 € festgesetzt. 
 

§ 6 
 
Diese Haushaltssatzung tritt mit dem 1. Januar 2016 
in Kraft. 
 
Ansbach, 30. November 2015 
 

Dr. Jürgen Ludwig 
Landrat 

Vorsitzender des Planungsverbandes 
 
Der Regionale Planungsverband Westmittelfranken 
hat die Haushaltssatzung für das Haushaltsjahr 2016 
der Regierung von Mittelfranken als Rechtsaufsichts-
behörde vorgelegt. 
 
Die Haushaltssatzung enthält keine genehmigungs-
pflichtigen Bestandteile. 
 
Gem. Art. 6 Abs. 4 BayLplG, Art. 40 Abs. 1 Satz 1 
KommZG und Art. 59 Abs. 3 LkrO i. V. m. Art. 24 
Abs. 1 KommZG und § 23 Abs. 1 der Verbandssat-
zung wird die Haushaltssatzung für das Haushaltsjahr 
2016 hiermit amtlich bekanntgemacht. 
 
Der Haushaltsplan 2016 liegt in der Zeit vom 
16.12.2015 bis einschließlich 23.12.2015 in der Ge-
schäftsstelle des Planungsverbandes beim Landrats-
amt Ansbach, Crailsheimstraße 1, 91522 Ansbach, 
während der allgemeinen Geschäftsstunden öffentlich 
zur Einsicht auf. 
 
Ansbach, 2. Dezember 2015 
 

Regionale Planungsverband Westmittelfranken 
gez. 

Dr. Jürgen Ludwig 
Landrat 

Vorsitzender des Planungsverbandes 
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Vollzug des Bayerischen Gesetzes über das Er-
ziehungs- und Unterrichtswesen (BayEUG); 
Verordnung über die Errichtung eines regierungs-
bezirksübergreifenden Fachsprengels für den 
anerkannten Ausbildungsberuf "Karosserie- und 
Fahrzeugbaumechaniker Schwerpunkt Karosserie- 
und Fahrzeugbautechnik" 
 
Verordnung der Regierung von Oberfranken vom 
15. September 2015, Nr. 44-1444-1-1-16 
 
Auf Grund des Art. 34 Abs. 2 des Bayerischen Geset-
zes über das Erziehungs- und Unterrichtswesen 
(BayEUG) in der Fassung der Bekanntmachung vom 
31. Mai 2000 (GVBl S. 414, ber. S. 632, BayRS 2230-
1-1-UK), zuletzt geändert durch Gesetz vom 23. Juni 
2015 (GVBl S. 183), erlässt die Regierung von Ober-
franken folgende Verordnung: 
 

§ 1 
 
(1) Für die Auszubildenden des Ausbildungsberufs 

"Karosserie- und Fahrzeugbaumechaniker 
Schwerpunkt Karosserie- und Fahrzeugbautech-
nik" ab Jahrgangsstufe 12 wird an der Staatli-
chen Berufsschule Kulmbach ein Fachsprengel 
gebildet. 

 
(2) Das Einzugsgebiet des Fachsprengels umfasst 

die Regierungsbezirke Oberfranken, Mittelfran-
ken und Unterfranken. 

 
§ 2 

 
(1) Diese Verordnung tritt mit Wirkung vom 1. Au-

gust 2015 in Kraft. 
 
(2) Mit Ablauf des 31. Juli 2015 treten alle Vorschrif-

ten außer Kraft, die dieser Verordnung entge-
genstehen oder entsprechen. 

 
Bayreuth, 15. September 2015 

Regierung von Oberfranken 
Wilhelm Wenning 

Regierungspräsident 
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Buchbesprechungen 
 
Schreml/Bauer/Westner 
Kommunales Haushalts- und Wirtschaftsrecht in 
Bayern 
Praktikerhandbuch 
128. Aktualisierung, Stand: Juni 2015 
Verlagsgruppe Hüthig Jehle Rehm GmbH 
 
Giehl/Adolph/Käß 
Verwaltungsverfahrensrecht in Bayern 
Kommentar 
37. Aktualisierungslieferung 
Stand: September 2015 
Verlagsgruppe Hüthig Jehle Rehm GmbH 
 
Schulfinanzierung in Bayern 
Finanzhilfen im Bildungsbereich 
Herausgegeben von Eva-Maria Wüstendörfer, Minis-
terialrätin, Bayerisches Staatsministerium für Bildung 
und Kultus, Wissenschaft und Kunst 
Teil 2 Schülerbeförderung bearbeitet von Markus 
Allmannshofer, Landratsamt Dingolfing-Landau, Amt 
für Ausbildungsförderung und Schulangelegenheiten 
46. Aktualisierungslieferung, 14. Juli 2015, 77,80 € 
Art.-Nr. 66284046 
Wolters Kluwer Deutschland GmbH 
 
Die Realschule in Bayern 
Schulordnung, Unterrichtsbestimmungen, Dienstrecht 
Herausgegeben von Hanns-Günter Kellner, Ministeri-
alrat a. D., Elmar Diller, Ministerialrat und Konrad 
Huber MPhil., Leitender Ministerialrat, beide im Baye-
rischen Staatsministerium für Bildung und Kultus, 
Wissenschaft und Kunst, München 
125. Aktualisierungslieferung, 1. September 2015, 
57,60 € 
Art.-Nr. 66253125 
Wolters Kluwer Deutschland GmbH 
 
Böttcher/Ehmann 
Pass-, Ausweis- und Melderecht in Bayern 
57. Aktualisierung, Stand September 2015,  
Verlagsgruppe Hüthig Jehle Rehm GmbH 
 
Ballerstedt/Schleicher/Faber 
Bayerisches Personalvertretungsgesetz 
Kommentar mit Wahlordnung 
147. Aktualisierung, Stand September 2015 
148. Aktualisierung, Stand Oktober 2015 
Verlagsgruppe Hüthig Jehle Rehm GmbH 
 
Etmer/Lundt/Schiwy 
Deutsches Gesundheitsrecht 
Sammlung des gesamten Gesundheitsrechts 
325. Ergänzungslieferung, Stand 15. August 2015, 
294,00 € 
WKD-Artikelnummer: 31 061 325 
Wolters Kluwer Deutschland GmbH 
 
Zrenner/Grove 
Veterinär-Vorschriften in Bayern 
Vorschriftensammlung 
131. Aktualisierung, Stand September 2015 
Verlagsgruppe Hüthig Jehle Rehm GmbH 
 

Finanzrecht der Kommunen II 
Abgabenrecht in Bayern 
Steuern, Gebühren und Beiträge 
Loseblattsammlung mit Erläuterungen 
Herausgegeben von Dieter Schwenk, Direktor a. D., 
ehem. Finanzreferent des Bayer. Städtetags, Mün-
chen 
82. Aktualisierungslieferung 
Rechtsstand 1. August 2015, 88,60 € 
Art.-Nr. 66386082 
Wolters Kluwer Deutschland GmbH 
 
Baugesetzbuch (BauGB) 
Verordnung über die bauliche Nutzung der Grund-
stücke (BauNVO) 
Kommentare 
23. Nachlieferung, Oktober 2015, 414 Seiten, 
57,90 €, Gesamtwerk: 2.192 Seiten, 139 € 
Von Johannes Schaetzell, Ministerialrat a. D., Dr. 
Jürgen Busse, Geschäftsführendes Präsidialmitglied 
des Bayerischen Gemeindetages, Dr. Franz Dirnber-
ger Direktor beim Bayerischen Gemeindetag und 
Gustav-Adolf Stange, Staatssekretär a. D.  
Kommunal- und Schulverlag, Konrad-Adenauer-Ring 
13, 65187 Wiesbaden 
 
Baurecht in Bayern 
Bauordnungsrecht: BayBO - Vollzug der BayBO -  
Sonstige für das Bauen bedeutsame Vorschriften 
Begründet von Dr. jur. Heribert Büchs und Dipl.-Ing. 
Bertram Walter, bearbeitet von Dipl.-Ing. Friedrich 
Amann, Ministerialrat a. D., Lehrbeauftragter an der 
Technischen Universität München und Dr. jur. Heri-
bert Büchs, Ministerialrat a. D., ehemals bei der 
Obersten Baubehörde im Bayerischen Staatsministe-
rium des Innern, München 
139. Aktualisierungslieferung inkl. Sprache in der 
Rechtsanwendung (69953000), 1. Mai 2014, 
110,68 € 
Art.-Nr. 66343139 
Wolters Kluwer Deutschland GmbH 
 
Bayerisches Beamtengesetz 
Leistungslaufbahngesetz (LlbG) 
Bayerisches Disziplinargesetz (BayDG) 
Kommentare 
von Verwaltungsdirektor a. D. Richard Strunz und 
Ministerialrat Dr. Andreas Findeisen 
24. Nachlieferung, November 2015, 276 Seiten, 
38,80 €, Gesamtwerk: 1.630 Seiten, 99,00 € 
Gemeinde- und Schulverlag Bavaria, Postfach 36 29, 
65187 Wiesbaden 
 
Wilde/Ehmann/Niese/Knoblauch 
Bayerisches Datenschutzgesetz 
Kommentar 
Sonder-Aktualisierung 
Lexikon für das IT-Recht 2015/2016 
Spezialausgabe für Behörden 
Preis 39,99 
Verlagsgruppe Hüthig-Jehle-Rehm GmbH 
 

Nichtamtlicher Teil 
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Weiß/Niedermaier/Summer/Zängl 
Beamtenrecht in Bayern 
Kommentar 
192. Aktualisierung, Stand September 2015 
Verlagsgruppe Hüthig Jehle Rehm GmbH 
 
Verwaltungsrecht in Bayern 
Verwaltungsverfahren (BayVwVfG und VwVfG) 
Verwaltungszustellung und Vollstreckung (VwZVG) 
Verwaltungsprozess (VwGO) 
Ergänzbare Rechtssammlung mit Kommentar 
Begründet von Dr. Friedrich Harrer, Oberlandesan-
walt a. D., Prof. Dr. Dieter Kugele, Richter am Bun-
desverwaltungsgericht a. D., Honorarprofessor der 
Universität Leipzig, Rechtsanwalt, München bearbei-
tet von Prof. Dr. Dieter Kugele, Klaus Kugele, Vorsit-
zender Richter am Verwaltungsgericht a. D., München, 
Dr. Cornelius Thum M. A., Ministerialrat, Bayerisches 
Staatsministerium des Innern, für Bau und Verkehr, 
München, Dr. Carsten Tegethoff, Richter am Nieder-
sächsischen Oberverwaltungsgericht, Lüneburg 
107. Aktualisierungslieferung, inkl. Sprache in der 
Rechtsanwendung (69953000) 
Rechtsstand 1. Oktober 2015, 122,84 € 
Art.-Nr. 66211107 
Wolters Kluwer Deutschland GmbH 
 
Kommunalrecht in Bayern 
Kommentar zum Gemeinde-, Verwaltungsgemein-
schafts-, Landkreis- und Bezirksrecht, Kommunale 
Zusammenarbeit, Kommunales Wahlrecht, Kommu-
nales Haushalts- und Unternehmensrecht 
Begründet von Dr. Josef Prandl und Dr. Dr. h. c. 
Hans Zimmermann, fortgeführt von Dr. Hermann 
Büchner, Regierungsdirektor a. D., Hof und Michael 
Pahlke, Oberregierungsrat, Regierung von Unterfran-
ken 
128. Aktualisierungslieferung 
Rechtsstand: 1. September 2015, 62,72 € 
Art.-Nr. 66136128 
Wolters Kluwer Deutschland GmbH 
 
Verwaltungsgemeinschaft und Zweckverbände 
Kommentar für die Praxis der kommunalen Zusam-
menarbeit in Bayern 
Herausgegeben von Rudolf Hauth †, Abteilungsdirek-
tor a. D., Heinz Hillermeier †, Regierungsdirek-
tor a. D., Werner Bonengel, Berufsmäßiger Stadt-
rat a. D., Peter Kitzeder, Aus- und Fortbildungsdozent 
an der Bayerischen Verwaltungsschule, Fachreferent 
Kommunalrecht, fortgeführt von Werner Bonengel 
und Peter Kitzeder 
58. Aktualisierungslieferung, Rechtsstand 1. Oktober 
2015, 122,00 € 
Art.-Nr. 67075058 
Wolters Kluwer Deutschland GmbH 
 
Wuttig/Thimet 
Gemeindliches Satzungsrecht 
und Unternehmensrecht 
Kommentar 
64. Aktualisierung, Stand: September 2015, 129,99 € 
Verlagsgruppe Hüthig Jehle Rehm GmbH 
 

Hartinger/Hegemer/Hiebel 
Dienstrecht Bayern I 
Status-, Laufbahn-, Besoldungs- und Versorgungs-
recht der Beamten mit ergänzenden Vorschriften und 
erläuternden Hinweisen 
202. Aktualisierungslieferung 
Rechtsstand 1. Oktober 2015, 93,22 € 
Art.-Nr. 66190202 
Wolters Kluwer Deutschland GmbH 
 
Adolph 
Sozialgesetzbuch II 
Sozialgesetzbuch XII 
Asylbewerberleistungsgesetz 
Kommentar 
93. Aktualisierung, Stand November 2015 
Verlagsgruppe Hüthig Jehle Rehm GmbH 
 
Molodovsky/Famers/Kraus 
Bayerische Bauordnung 
Kommentar 
118. Aktualisierung, Stand Oktober 2015 
Verlagsgruppe Hüthig Jehle Rehm GmbH 
 
Keck/Puchta/Konrad 
Laufbahnrecht in Bayern 
Kommentar  
42. Aktualisierung, Stand: September 2015 
Verlagsgruppe Hüthig Jehle Rehm GmbH 
 
Technische Baubestimmungen 
mit den Bekanntmachungen des Bayerischen Staats-
ministeriums des Innern 
Textsammlung 
79. Aktualisierung, Stand September 2015 
Verlagsgruppe Hüthig Jehle Rehm GmbH 
 
Stoll/Leue 
Straßenverkehrsrecht 
Vorschriftensammlung mit Erläuterungen 
116. Aktualisierung, November 2015 
Verlagsgruppe Hüthig Jehle Rehm GmbH 
 
Satzungen zur Abwasserbeseitigung 
mit Abgabenregelungen 
Kommentierte Ausgabe 
Begründet von Gerhard Nitsche, Referent beim Baye-
rischen Kommunalen Prüfungsverband 
Fortgeführt von Michael Baumann, München und Wolf-
gang Schwamberger, München 
57. Aktualisierungslieferung 
Rechtsstand September 2015, 115,64 € 
Art.-Nr. 66353057 
Wolters Kluwer Deutschland GmbH 
 
Birkner/Haferkorn/Michl-Wolfrum 
Bayerisches Haushaltsrecht 
Kommentar 
99. Aktualisierung, Stand: September 2015, 179,99 € 
Verlagsgruppe Hüthig Jehle Rehm GmbH 
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